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Vom Ende des Kalten Krieges zum „Krieg gegen den 
Terrorismus": Neuere Tendenzen in der 
Lateinamerikapolitik der USA 

Einleitung 

Die Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und den 
Ländern Lateinamerikas waren nur selten konfliktfrei. Von „gutnachbarlichen 
Widersachern" ist in einer neueren Studie (LaRosa/Mora 1999) die Rede, 
womit die komplexe Geschichte dieser Beziehungen - eine Mischung aus 
wechselseitigen Spannungen und Zusammenarbeit, Fehlperzeptionen und 
Faszination, Interventionen und Vernachlässigung - treffend charakterisiert 
wird. Seit dem Rückzug der europäischen Kolonialmächte aus lberoamerika 
ab Anfang des 19. Jahrhunderts betrachteten die USA. den Subkontinent als 
ihre natürliche Einflusssphäre. Ihr zentrales Interesse bestand zunächst in der 
territorialen Expansion, wie sie im Erwerb Floridas von Spanien ( 1819), der 
Annexion von Texas ( 1836) und den Gebietszugewinnen im Zuge des Krie
ges mit Mexiko ( 1846-48) zum Ausdruck kam. Als Rechtfertigungsgrundlage 
der expansionistischen Politik diente den USA die Vorstellung, es sei ihre 
„offenkundige Bestimmung" (manifest destiny), den Kontinent ihrem eigenen 
politischen Modell und Lebensstil anzupassen. Mit der Monroe-Doktrin von 
1823 wurde jene bis heute gültige geopolitische Maxime formuliert, die be
sagt, der amerikanische Kontinent sei in Zukunft für alle „außeramerikani
schen" Mächte tabu. Jeden Versuch einer europäischen Macht, ihr System auf 
ein Gebiet der westlichen Hemisphäre auszudehnen, werde man als Gefahr 
für die eigene Sicherheit betrachten. Nach dem Ende der territorialen Expan
sion gewannen im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts ökonomische Interes
sen wachsende Bedeutung für die Lateinamerikapolitik der USA. Diese lösten 
Großbritannien als wichtigsten Wirtschafts- und Handelspartner der Region 
ab und wussten ihren hegemonialen Einfluss in der Folgezeit durch intensive 
Diplomatie, aber auch durch wiederholte Militärinterventionen zu sichern. 
Die „Dollardiplomatie" und die „Politik des großen Knüppels" wurde ab den 
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30er Jahren des 20. Jahrhunderts durch eine „Politik der guten Nachbar
schaft" abgelöst, allerdings ohne dass die Grundmaximen der US
Lateinamerikapolitik deshalb an Bedeutung verloren hätten. 1 

Im Mittelpunkt des folgenden Beitrages steht die f?rage, in welche Rich
tung sich die Lateinamerikapolitik der USA seit dem Ende des Kalten Krieges 
entwickelt hat. Zunächst erfolgt ein kurzer Rückblick auf die Grundzüge der 
innerhemisphärischen Beziehungen während des Kalten Krieges. Im zweiten 
Abschnitt wird herausgearbeitet, wie sich die Rahmenbedingungen der Bezie
hungen seit Ende der 80er Jahre verändert haben. Im dritten Teil geht es um 
die außenpolitischen Entscheidungsprozesse der USA mit Blick auf Latein
amerika. In diesem Zusammenhang werden auch das (Des)lnteresse der US
Öffentlichkeit an den südlichen Nachbarn und die Bedeutung der rasch wach
senden Zahl von US-Bürgern lateinamerikanischer Abstammung für die La
teinamerikapolitik thematisiert. In den beiden darauf folgenden Abschnitten 
werden die Interessen der USA gegenüber den einzelnen Subregionen Latein
amerikas und die Rolle der Region als Handelspartner der USA analysiert. 
Am Ende des Beitrags wird nach den Konsequenzen gefragt, die die Terror
angriffe des 11. September 2001 für die Lateinamerikapolitik der USA hatten. 

Der Kreuzzug gegen den Kommunismus -
Die USA und Lateinamerika während des Kalten Krieges 

Mehr als vier Jahrzehnte lang, von 194 7 bis zum Ende der 80er Jahre, be
stimmte die Logik des Kalten Krieges mit seiner bipolaren Machtstruktur und 
der starken Betonung ideologischer Faktoren auch die Beziehungen zwischen 
den USA und Lateinamerika. Die Politik gegenüber den südlichen Nachbarn 
hatte sich dem 1947 in Form der Truman-Doktrin verkündeten zentralen Ziel 
der US-Außenpolitik unterzuordnen, das darin bestand, eine weitere Ausdeh
nung der kommunistischen Herrschaft zu verhindern (containment). Latein
amerika wurde somit ebenso wie zuvor Europa und Asien zu einem Schlacht
feld der Auseinandersetzung zwischen Ost und West. Unter Verweis auf ihre 
,,nationale Sicherheit" entfachten die USA in Lateinamerika einen „antikom
munistischen Kreuzzug", der sich gegen Regierungen, Parteien, Gewerkschaf
ten und andere gesellschaftliche Akteure richtete, die im Verdacht standen, 
sozialistisch, kommunistisch oder irgendwie „linksgerichtet" zu sein. Mit dem 

128 

Zu den außenpolitischen Doktrinen der USA im Hinblick auf Lateinamerika siehe Dent 
( 1999). Gute Einführungen in die Geschichte der US-Lateinamerikapolitik bieten Gil
derhus 2000: LaRosa/Mora 1999: Schoultz 1998: Smith 2000. Der vorliegende Beitrag 
geht nur sporadisch auf die US-Politik der lateinamerikanischen Staaten und auf das Inter
Amerikanische System ein. Siehe dazu einführend Atkins 1997 u.2001. 



Interamerikanischen Beistandspakt (Rio-Pakt) von 194 7 und der 1948 ge
gründeten Organisation der Amerikanischen Staaten (OAS) etablierten die 
USA ein System politischer und militärischer Allianzen, das ebenfalls in den 
Dienst der Auseinandersetzung mit dem Kommunismus gestellt wurde. Die 
USA zogen es im Zweifelsfall vor, mit antikommunistischen Militärregierun
gen statt mit liberalen oder reformorientierten zivilen Regierungen zusam
menzuarbeiten, denen man zu große Nachgiebigkeit gegenüber dem Kommu
nismus vorwarf oder die gar als von diesem durchdrungen galten. Diktaturen 
wie die von Odria in Peru, Perez Jimenez in Venezuela, Batista in Kuba, 
Somoza in Nikaragua oder Trujillo in der Dominikanischen Republik erfreu
ten sich guter Beziehungen mit den Vereinigten Staaten. Wenn die Macht
übernahme einer linken Regierung trotz aller Bemühungen nicht verhindert 
werden konnte, griffen die USA zum Mittel der militärischen Intervention. 
Dies galt für die durch den CIA gesteuerte Absetzung der reformorientierten 
Regierung Arbenz in Guatemala 1954 ebenso wie für die fehlgeschlagene 
Invasion in der kubanischen Schweinebucht 1961, die Intervention in der 
Dominikanischen Republik 1965, die Mitwirkung des CIA am Sturz der Re
gierung Allende in Chile 1973, die Grenada-Invasion von 1983 und die Zent
ralamerikapolitik Ronald Reagans in den 80er Jahren. Gerade weil es trotz 
der Invasion in der Schweinebucht, des Embargos und zahlloser CIA
gesteuerter Versuche zur Ermordung Fidel Castros nicht gelang, das kubani
sche Regime von seinem eingeschlagenen Kurs abzubringen, galt es in den 
Augen der US-Regierung umso mehr, ,,ein weiteres Kuba" in der westlichen 
Hemisphäre unter allen Umständen zu verhindern. 

Anders als Europa erhielt Lateinamerika nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges zunächst kaum wirtschaftliche Unterstützung durch die USA, und 
dies obwohl fast alle Länder der Region die USA und die Alliierten im 
Kampf gegen die Achsenmächte unterstützt hatten. Erst nach dem Sieg der 
kubanischen Revolution im Jahr 1959 verkündete die US-Regierung unter 
Präsident John F. Kennedy 1961 ein Zehnjahresprogramm zur Förderung von 
wirtschaftlichem Wachstum, sozialer Entwicklung und politischer Demokratie 
in Lateinamerika - die „Allianz für den Fortschritt". Innerhalb eines Jahr
zehnts sollten mindestens US$ 20 Milliarden Wirtschaftshilfe in die Region 
fließen und überfällige gesellschaftliche Reformen gefördert werden, um 
damit weitere Revolutionen zu verhindern. Doch obwohl die Wirtschaftshilfe 
der USA in den 60er Jahren tatsächlich stark anstieg, blieb die „Allianz für 
den Fortschritt" ein weitgehend fehlgeschlagenes Zwischenspiel. Die Anzahl 
der lateinamerikanischen Militärdiktaturen nahm in den 60er Jahren nicht ab, 
sondern zu, und nach der Ermordung Kennedys änderten sich unter Präsident 
Lyndon 8. Johnson erneut die Prioritäten der US-Politik. Auf die Förderung 
gesellschaftlicher und sozialer Reformen wurde in der Folgezeit verzichtet, 
stattdessen arrangierten sich die USA mit den Militärs, die in immer mehr 
Ländern Lateinamerikas die Macht ergriffen. Ihre Haltung variierte dabei 
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zwischen passiver Akzeptanz und unverblümter Unterstützung. Militär- und 
Wirtschaftshilfe für die brasilianischen und argentinischen Militärs, günstige 
Kredite für den haitianischen Diktator Duval ier, Unterstützung für reaktionäre 
Dynastien wie die der Somoza in Nikaragua oder Stroessner in Paraguay- all 
dies sollte der Bekämpfung des Kommunismus und dem Schutz der nationa
len Sicherheit der USA gelten. Lediglich die Regierung von Präsident Jimmy 
Carter ( 1976-80) bildete in dieser Hinsicht eine Ausnahme: Sie strich den 
Militärregierungen in Guatemala, Chile und Argentinien wegen massiver 
Menschenrechtsverletzungen die Wirtschafts- und Militärhilfe. Unter Präsi
dent Ronald Reagan schlug die US-Regierung dann jedoch in den 80er Jahren 
eine umso härtere Gangart gegenüber der „kommunistischen Bedrohung" ein. 
Bestandteil dieser Politik war nicht nur die Unterstützung der sich anti
kommunistisch gebenden Militärregierungen in EI Salvador und Guatemala, 
sondern auch der Aufbau und die Finanzierung einer paramilitärischen Oppo
sition (Contras) gegen das sandinistische Regime in Nikaragua.2 

Die 90er Jahre: Die USA auf dem Weg zur 
Hegemonialmacht ohne Konkurrenz? 

Mit dem Ende des Kalten Krieges wurde auch dessen bipolare Logik zu Gra
be getragen. Aber obwohl die neue internationale (Un-)Ordnung mehr Spiel
räume für regionale Autonomiebestrebungen bot, nahm die Vorherrschaft der 
USA in Lateinamerika in den 90er Jahren nicht ab, sondern eher noch zu. 
Hatten Experten noch Mitte der 80er Jahre von einem „Niedergang der US
Hegemonie in der westlichen Hemisphäre" gesprochen (Lowenthal 1990), 
war die Rolle der USA in Lateinamerika im letzten Jahrzehnt des 20. Jahr
hunderts so unumstritten wie kaum jemals zuvor. Ursache dieser Entwicklung 
waren allerdings nicht systematische Bemühungen der USA um Lateinameri
ka, sondern der weitgehende Rückzug „externer Rivalen" aus der Region: Die 
Sowjetunion, seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges der wichtigste ideologi
sche Rivale, löste sich 1991 auf. Der Nachfolgestaat Russland reduzierte sein 
Lateinamerika-Engagement stark. Die Europäische Union (EU), von der 
Lateinamerika sich seit Jahrzehnten immer wieder eine ökonomische und 
kulturelle Alternative zur US-amerikanischen Hegemonie erhofft hatte, war 
mit ihrem eigenen Vertiefungs- und Erweiterungsprozess beschäftigt und tat 
sich schwer damit, die Erwartungen hinsichtlich einer Intensivierung der 
politischen, insbesondere jedoch der ökonomischen und kulturellen Zusam
menarbeit, zu erfüllen. Japan, das sich in den 80er Jahren verstärkt in Latein-

2 Zur Lateinarnerikapolitik der USA während des Kalten Krieges siehe u.a. Smith 2000: 117-
216; LaRosa/Mora 1999: 171-248: Gilderhus 2000: 113-233; Schoullz 1998. 
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amerika engagiert hatte, reduzierte aufgrund wachsender wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten im Verlauf der 90er Jahre seine Präsenz in der Region. 

Auch in ökonomischer Hinsicht wurde die Rolle der USA in Lateiname
rika gestärkt: Das Scheitern der überkommenen Entwicklungsstrategie in 
Form der Importsubstitution, die wachsende externe Vulnerabilität aufgrund 
der Schuldenkrise der 80er Jahre und der Druck von Seiten der internationa
len Finanzorganisationen veranlasste große Teile der lateinamerikanischen 
Eliten zur Akzeptanz des sogenannten Washington Consensus. Damit näherte 
sich Lateinamerika nicht nur dem ordnungspolitischen Grundverständnis der 
USA an (weniger Staat, weniger Regulierung, etc.), die Vereinigten Staaten 
wurden auch als Handelspartner und Investor so begehrt wie nie zuvor. 

Zur Untermauerung der hegemonialen Position trugen auch soft power in 
Form der Attraktivität des US-amerikanischen Kultur- und Wissenschaftsbe
triebes bei. Während europäische Universitäten Schwierigkeiten hatten, Stu
dierende aus Lateinamerika für sich zu interessieren, wuchs die Anzahl derje
nigen Lateinamerikaner, die in den USA studierten. Große Teile der latein
amerikanischen Eliten erwarben einen Studienabschluss in den Vereinigten 
Staaten und waren entsprechend vertraut mit den dortigen Werten und Menta
litäten. Europa dagegen rückte immer weiter in die Ferne, zumal auch in Film, 
Fernsehen und Internet der US-amerikanische Einfluss eindeutig dominierte. 

Außenpolitische Entscheidungsprozesse der USA mit Blick 
auf Lateinamerika 

Außenpolitik ist auch in den USA traditionell eine Angelegenheit der Exeku
tive. Im Bereich der Lateinamerikapolitik operierten die staatlichen Eliten 
allerdings ab Ende des 19. Jahrhunderts verstärkt in Abstimmung mit der 
Privatwirtschaft. Besonders gepflegt wurde diese Partnerschaft in Zentralame
rika und in der Karibik, wo diverse US-Militärinterventionen dem Schutz 
privatwirtschaftlicher Interessen galten (Smith 2000: 354). Mit dem Beginn 
des Kalten Krieges reduzierten sich die außenpolitischen Einflussmöglichkei
ten gesellschaftlicher Akteure. Im Lichte der bipolaren Rivalität mit der Sow
jetunion ergab sich die außenpolitische Strategie in erster Linie aus geopoliti
schem und ideologischem Kalkül. Regierungseliten und Diplomaten erhielten 
eine von niemandem ernsthaft in Frage gestellte Position bei der Gestaltung 
der Lateinamerikapolitik, auch wenn es übertrieben wäre, deshalb für die 
Jahre des Kalten Krieges von einer widerspruchsfreien und stets kohärenten 
US-Lateinamerikapolitik auszugehen (Mitchell 1974). Aber die lateinameri
kabezogenen Diskurse und Entscheidungen wurden doch weitgehend durch 
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das Außenministerium, den Staatssekretär für Interamerikanische Angelegen
heiten und die CIA bestimmt. 

Zweifellos erhöhte sich mit dem Ende des Kalten Krieges auch der „au
ßenpolitische Pluralismus". Die nicht selten widersprüchlichen Interessen 
verschiedener Akteure mit Blick auf Lateinamerika kamen nun stärker zum 
Ausdruck. Die außenpolitischen Entscheidungsprozesse veränderten sich 
dabei in dreierlei Hinsicht: 

Erstens verschoben sich die Gewichte innerhalb des Regierungsapparates. 
Das Finanz- und Handelsministerium, die Drug Enforcement Agency und die 
Gouverneure von Südstaaten wie Texas, Kalifornien und Florida gewannen 
im Vergleich zu früheren Jahren für die Lateinamerikapolitik an Bedeutung. 
Peter Smith spricht mit Blick auf die außenpolitischen Entscheidungsprozesse 
seit dem Ende des Kalten Krieges gar von Tendenzen einer „bürokratischen 
Balkanisierung". Während die anti-kommunistische containment-Strategie bis 
Ende der 80er Jahre für ein hohes Maß an Übereinstimmung innerhalb des 
außenpolitischen Establishments gesorgt habe, seien seitdem vermehrt unter
schiedliche Positionen der verschiedenen Regierungsbehörden zu beobachten 
(Smith 2000: 246). 

Zweitens wurde auch der Kongress zu einem wichtigen Akteur der La
teinamerikapolitik. Diese Tendenz verstärkte sich nicht zuletzt deshalb, weil 
immer mehr Themen in den Mittelpunkt der Beziehungen rückten, die in den 
USA als inlermestic affairs wahrgenommen wurden, weil sie - wie die Han
delspolitik, die Drogenbekämpfung und Migrationsfragen - nicht nur die 
Außenpolitik, sondern auch die inneren Entwicklungen der USA betrafen 
(Lowenthal 2001: 90). Einerseits sehen die meisten US-Bürger in keinem 
lateinamerikanischen Land außer in Mexiko vitale Interessen der USA be
rührt. Den direkten Nachbarn im Süden hielten bei einer 1998 durchgeführten 
Umfrage des Chicago Council on Foreign Relations 66% der Öffentlichkeit 
und 93% der Eliten für wichtig. Dagegen glaubten dies von Brasilien, dem 
mit Abstand größten und bevölkerungsreichsten Staat des Subkontinents, nur 
33% der Öffentlichkeit (aber 75% der Eliten) (Rielly 1999: 33f.). Anderer
seits zeigt ein Blick auf diejenigen Themen, die US-Bürger als „sehr wichti
ge" außenpolitische Ziele der USA einstuften, dass sich darunter einige be
fanden, die in starkem Maße die Beziehungen zu lateinamerikanischen Län
dern betrafen. Dies galt etwa für die Unterbindung der Einfuhr illegaler Dro
gen (8 1 % der Öffentlichkeit und 57% der Eliten hielten dieses Ziel 1998 für 
,,sehr wichtig"), für den Schutz der Arbeitsplätze von US-Amerikanern (80% 
bzw. 45%) sowie für die Kontrolle und den Abbau illegaler Einwanderung 
(55% bzw. 21 %) (Rielly 1999: 16). Da Kongressabgeordnete bei ihren Ent
scheidungen traditionell starke Rücksicht auf die spezifischen Interessen ihrer 
jeweiligen Wählerschaft nehmen, erhielt die Lateinamerikapolitik durch die 
wachsende Bedeutung von intermestic affairs ein zusätzliches Element der 
Unsicherheit. 
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Drittens wuchsen in den 90er Jahren die Möglichkeiten gesellschaftlicher 
Akteure zur Einflussnahme auf die Außenpolitik, wovon Unternehmenslob
bys, Gewerkschaften, Medien, ethnische Interessenvertretungen wie die der 
Cuban Americans oder der Mexican Americans und andere zivilgesellschaft
liche Akteure verstärkt Gebrauch machten. Auch der schnelle demographi
sche Wandel der USA spielte dabei eine Rolle. Die Vereinigten Staaten sind 
ein Einwanderungsland, das wiederholt Phasen eines starken demographi
schen Wandels durchlebte. Während bis in die 50er Jahre vor allem Einwan
derer aus Europa ins Land strömten und noch 1980 weniger als 30% von 
ihnen aus Lateinamerika und der Karibik stammten, kamen im Verlauf der 
90er Jahre etwa 50% aller Einwanderer aus Lateinamerika, davon ca. 30% 
aus Mexiko. Der mit der verstärkten Einwanderung aus dem Süden einherge
hende demographische Wandel sorgte in gewisser Hinsicht für eine „Latein
amerikanisierung der USA". Früher als von den Statistikern erwartet, lösten 
die US-Bürger lateinamerikanischer Abstammung (latinos bzw. hispanics) 
die Afro-Amerikaner als größte Minderheit des Landes ab. 35 von 281 Mio. 
US-Bürgern ( 12,5%) waren im Jahr 2000 latinos, gegenüber 34 Mio. Afro
Amerikanern. Seit 1990 nahm die Zahl der hispanics (damals 22 Mio.) um 
60% zu. Zwei Drittel von ihnen stammten aus Mexiko. Die dichtesten Kon
zentrationen von latinos fanden sich in den vier Grenzstaaten des Südwestens 
(Texas 33%, New Mexico 42%, Arizona 25%, Kalifornien 32%), außerdem 
in Florida ( 17%) und in New York (Therrien/Ramfrez 2000). 

Der Einfluss der hispanics machte sich kulturell bemerkbar, beispielswei
se in der Zunahme zweisprachiger Regionen und Städte, in den Essgewohn
heiten und in der Literatur, er spielte aber auch politisch eine zunehmende 
Rolle. Bei den Präsidentschaftswahlen des Jahres 2000 stellten die US-Bürger 
lateinamerikanischer Abstammung fast 7% der Wahlberechtigten ( 1976: 
2,4%; 1996: 4%), in einigen Staaten lag ihr Anteil noch wesentlich höher 
(Texas 19%, Kalifornien 16%, New York 9%). Die politische Wirkung der 
Einwanderer aus dem Süden wurde in der Vergangenheit dadurch gemindert, 
dass ein großer Teil nicht über die US-Staatsbürgerschaft verfügte. Nichtre
gierungsorganisationen bemühten sich in den 90er Jahren erfolgreich darum, 
die Registrierung voranzutreiben, so dass allein zwischen 1992 und 1996 die 
Anzahl der registrierten Wähler lateinamerikanischer Abstammung um 30% 
zunahm. Auch in puncto Wahlbeteiligung wirkte sich die politische Mobili
sierung aus. Noch bei den Präsidentschaftswahlen von 1996 lag die Wahlbe
teiligung der hispanics bei lediglich 26,2%, bei den Afro-Amerikanern betrug 
sie 50,6%, bei den Weißen 56% (Smith 2000: 244). Demgegenüber beteilig
ten sich 7 1  % der wahlberechtigten hispanics an den Präsidentschaftswahlen 
des Jahres 2000, bei einer durchschnittlichen Wahlbeteiligung von 51 % 
(Hispanic Magazine Jan.-Feb. 2001 ). Die Stimmen der latinos spielten auch 
für den Wahlausgang in Bundesstaaten wie Pennsylvania, Michigan oder 
Wisconsin eine wichtige Rolle; am größten war ihr Gewicht jedoch in den 
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drei „Megastaaten" Kal ifornien, Florida und Texas, die jewei ls über eine 
große Anzah l von Wah lmännerstimmen verfügen. 

Beide Präsidentschaftskandidaten waren sich der Bedeutung des latino 
vote bewusst, weshalb sie sich mit großem finanziel len Aufwand und persön
l ichem Einsatz um die entsprechenden Stimmen bemühten. Zwar gelang es Al  
Gore, dem Kand idaten der Demokratischen Parte i , mit durchschnittl ich 64% 
deutl ich mehr Stimmen der hispanics auf s ich zu vereinen als dem Repub l i
kaner George W. Bush (32%), aber v ier Jahre zuvor hatte Präsident Cl inton 
noch 72% des latino vote erhalten. Zudem entfielen auf Bush im für den Aus
gang der Wahl mitentscheidenden Bundesstaat Florida 49% des latino vote, 
auf Gore nur 48%. Die in Florida lebenden latinos stammen größtentei ls aus 
Kuba und stehen trad itionel l  den Republ ikanern näher als den Demokraten. 
Sie präsentie1ten Al Gore aber auch die Rechnung für Präsident C l intons 
Umgang mit dem Fal l des kubanischen F lüchtl i ngsjungen El ian Gonzalez, der 
als sch iffbrüchiger Halbwaise in die USA gelangte und trotz massiver Protes
te seiner in M iam i ansässigen Verwandten nach monatelangem juristischen 
und diplomatischen Tauziehen zu seinem auf Kuba lebenden Vater zurück
kehren durfte. Überhaupt waren die in Florida ansässigen Exi lkubaner bislang 
diejen ige Gruppe von US-Bürgern lateinamerikanischer Abstammung, die 
sich am deutl ichsten und erfolgreichsten als außenpol itische pressure group 
formierten. Die Kubapol it ik der 90er Jahre nahm wiederholt auf ihre I nteres
sen Rücksicht. 

Insgesamt bi lden die hispanics jedoch keine homogene Gruppe, sondern 
ein Mosaik versch iedener ethnischer Gemeinschaften mit d ivergierenden 
Interessen und Zielen. Neuere Untersuchungen zeigen, dass sich die /atino
El ite grundsätzl ich nur wen ig für Außenpolit ik interessiert. Themen wie M ig
ration, Wirtschaft, Umwelt und Drogen, die für die Beziehungen zwischen 
den USA und Late inamerika immer wichtiger werden, halten jedoch auch sie 
für relevant (S ierling 200 1 :  4 1  ff.). Angesichts der Tatsache, dass Demogra
phen für die kommenden Jahrzehnte eine weitere Zunahme der hispanics 
prognostizieren - für Kal ifornien wird bis 2025 mit einem Bevölkerungsantei l  
von 23% gerechnet, für Texas mi t  3 8%, für Florida m i t  24%, für New York 
mit 22% (U.S .  Bureau of Census C PS Report 4/98)  - dürfte den Entwicklun
gen in Late inamerika in Zukunft eine zunehmende innen- und außenpolit ische 
Aufmerksamkeit sicher sein. Wie sehr sich die latinos ihren Heimatländern 
verbunden fühlen, zeigen auch die umfangre ichen Geldüberweisungen (reme
sas) der Einwanderer, die für ein ige lateinamerikan ische Länder zu einem 
zentralen Wirtschaftsfaktor geworden sind. Für Mexiko schätzt man sie auf 
US$ 8 Mrd.  jährl ich, d ies entspricht fast der Höhe der ausländ ischen Direkt
investitionen. In Zentralamerika und der Domin ikanischen Repub l ik  über
steigt die Bedeutung der remesas als Kapitalquel le die der ausländ ischen 
Investitionen und der Entwicklungszusammenarbeit, und auch Kuba stünde 
ohne die Überweisungen aus den USA wirtschaftl ich wesentl ich schlechter da 
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(Lowenthal 200 1 :  92). Abzuwarten bleibt, welche Auswirkungen die zuneh
mende Präsenz der hispanics auf das Se lbst- und Fremdbild der USA hat. Zu 
hoffen ist, dass s ich dadurch das von dem Historiker Lars Schoultz monierte, 
oft mit Ignoranz gepaarte Überlegenheitsgefühl  v ieler US-amerikanischer 
Entscheidungsträger gegenüber Lateinamerika abbaut (Schoultz 1 998). 

Subregionale Interessen der USA 

Wenn von der Late inamerikapol it ik der USA oder den Beziehungen zwischen 
Late inamerika und den USA die Rede ist, so wird dam it n icht nur die Kom
plex ität der wechselseitigen Interdependenzen reduziert, sondern auch die 
Tatsache verdeckt, dass die I nteressen und Beziehungen der USA gegenüber 
einzelnen Ländern und Subregionen deutl ich untersch ied l ich sind. Mexiko, 
Zentralamerika und die Karibik, auf die weniger als ein Drittel der lateiname
rikan ischen Bevölkerung entfäl lt, erhalten fast die Hälfte der US-I nvestitionen 
in der Region; mehr als 70% des lateinamerikanischen Handels  mit den USA 
entfäl lt auf s ie .  Zugleich stammen ca.  80% der lateinamerikanischen E inwan
derer in den USA aus diesen Ländern. Entsprechend prägen Themen wie 
Migration und Handel in einem n icht unerhebl ichen Ausmaß die Beziehungs
agenda. 

Zweifel los sind die b i lateralen Beziehungen zu Mex iko für die USA die 
mit Abstand wichtigsten im Rahmen ihrer Lateinamerikapol it ik. Seit I nkraft
treten des North American Free Trade Agreement (NAFTA) zwischen den 
USA, Mex iko und Kanada Anfang 1 994 genießt Mexiko als e inziges latein
amerikanisches Land freien Zugang zum US-Markt. Ca. 90% seines Außen
handels  wicke lte Mexiko Ende der 90er Jahre m it den USA ab, und auch für 
die Verein igten Staaten wurde der südl iche Nachbar nach Kanada und noch 
vor Japan zum zweitwichtigsten Hande lspartner. Mehrere hunderttausend 
legale und i l l egale E inwanderer gelangen Jahr für Jahr über die mexikan ische 
Nordgrenze in die USA. Handels-, M igrations-, Drogen- und Umweltthemen 
dominieren die b i laterale Agenda. Die Bedingungen für eine Institutional isie
rung bi lateraler Kooperationsgremien verbesserten sich durch die schrittweise 
Demokratis ierung Mexikos. Nach dem Ende der PRI -Herrschaft, der Über
nahme des Präsidentenamtes durch den ehemal igen Manager von Coca Cola, 
Vicente Fox, und dem fast zeitgle ich erfolgten Wahlsieg von George W. Bush 
in den USA deutete sich für das wechselseitige Verhältn is  der beiden Staaten 
zunächst eine nie zuvor gekannte Nähe an ( lnter-American Dialogue 2000: 
l 3 ff.) .  A l lerdings wurden in den 90er Jahren in den USA auch Stimmen laut, 
die vor einer weiteren Vertiefung der Beziehungen warnten. Gewerkschaften 
befürchteten den Verlust von Arbeitsplätzen, Umweltgruppen beklagten Um
weltbelastungen diesseits und jense its der gemeinsamen Grenze und auch in 
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kulturel ler H insicht wurden die Einwanderer n icht von al len alteingesessenen 
US-Bürgern m it offenen Armen empfangen. 

Die Länder des MERCOSU R (Argentin ien, Bras i l ien, Paraguay, Urugu
ay) stel len 45% der lateinamerikanischen Bevölkerung und erwirtschaften fast 
60% des Bruttoin landsprodukt (B IP) der Region. Für die USA waren sie 
bislang vor al lem als I nvestitionsstandort interessant. Mehr als 40% der US
I nvestitionen in Lateinamerika fl ießen in den MERCOSUR, aber weniger als 
1 5% des Handels USA-Lateinamerika entfäl l t  auf diese Länder. Weniger als 
1 0% der late inamerikanischen M igranten in  den USA stammen aus dem 
MERCOSU R. I nvestitions- und Handelsfragen prägen daher weitgehend die 
Agenda zwischen den USA und diesen Ländern. Argentinien bemühte sich 
seit Anfang der 90er Jahre unter Präsident Menem um einen engen außenpol i 
tischen Schu lterschluss mit den USA. Die Verein igten Staaten nahmen dies 
zwar mit Wohlwol len zur Kenntnis, für sie ist Argentinien jedoch weder in 
pol itischer noch in ökonomischer H insicht besonders wichtig. D ies bekam 
Argentinien spätestens mit dem Ausbruch der schweren wirtschaftl ichen, 
sozialen und politischen Krise Ende 200 1 zu spüren : Demonstrativ verweiger
ten die USA dem Land besondere finanziel le H i l fen, wie sie sie etwa Mexiko 
Mi tte der 90er Jahre in massivem Umfang gewährt hatten .  Bras i l ien dagegen 
ist aufgrund seiner großen Bevölkerungszah l,  seines ökonomischen Potenzials 
und seiner in den 90er Jahren wieder deutlicher zum Ausdruck gebrachten 
Regionalmachtambitionen ein Faktor, den die USA immer weniger ignorieren 
können. Zwischen den USA und Brasi l ien ex istieren zwar keine großen Kon
fl ikte, die Beziehungen wurden im Laufe der 90er Jahre jedoch durch eine 
Reihe von Handelsd isputen belastet. In  vielen die westl iche Hemisphäre ins
gesamt betreffenden Angelegenheiten - beispielsweise h insichtl ich der Schaf
fung einer gesamtamerikanischen Freihandelszone oder mit B l ick auf e ine 
Revital is ierung der Organisation Amerikan ischer Staaten (OAS) - dürfte es 
den USA schwer fal len, ohne die Unterstützung Bras i l iens viel zu erreichen. 
Eine hochrangig besetzte Expertenkommission forderte Präsident Bush im 
Februar 200 1 zu verstärkten Anstrengungen auf, um das b i laterale Verhältnis 
mit Brasi l ien auf eine solidere und berechenbarere Grundlage zu stel len und 
Brasi l ien in Zukunft stärker als Partner und n icht in erster Linie als Rivalen 
wahrzunehmen und zu behandeln (Robert et al .  200 I ). Es bleibt abzuwarten, 
ob die USA dazu bereit sind, ihre ambivalente Haltung gegenüber Bras i l ien 
aufzugeben . Bislang jedenfal ls  stand dem Angebot e iner parlnership in lea
dership noch stets der Argwohn gegenüber jeder tatsäch l ich wahrgenomme
nen Regionalmachtro l le Bras i l iens entgegen (Schirm I 997). 

Die Anden länder (Bolivien, Ekuador, Kolumbien, Peru, Venezuela) stel
len knapp ein Viertel der lateinamerikanischen Bevölkerung und erwirtschaf
ten ca. 1 3% des B I P  der Region. Ihr  Ante i l  an den US-I nvestitionen in La
teinamerika l iegt bei ca. 1 0%, am Handel partizipieren sie mit weniger als 
1 5%, auch die M igration aus dem Andenraum in die USA spielt keine zah-
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lenmäßig bedeutende Rolle. Aber fast das gesamte Kokain und Heroin, das 
aus der westlichen Hemisphäre in die USA gelangt, stammt aus dem Anden
raum. Entsprechend wurde die Drogenbekämpfung seit den 80er Jahren zum 
beherrschenden Thema der Beziehungen mit den meisten Ländern der Subre
gion. Die Aufmerksamkeit der USA richtete sich auf die kokaproduzierenden 
Länder Bolivien und Peru, vor allem aber auf Kolumbien, wo 80-90% des in 
den USA konsumierten Kokains produziert werden. 

Die unilateral ausgerichtete US-Politik setzte in erster Linie auf eine Ver
nichtung von Kokafeldern und Kokainlabors, auf die Auslieferung von Dro
genbossen an die US-Justiz und die Zusammenarbeit mit den Polizei- und 
Sicherheitskräften der einzelnen Länder. Insbesondere in Kolumbien, wo 
verschiedene Guerillagruppen seit Jahrzehnten die Autorität des Staates in 
Frage stellen, eskalierte die Krise im Verlauf der 90er Jahre. Der kolumbiani
sche Staat war kaum noch dazu in der Lage, der weitverbreiteten Gewalt, 
Gesetzlosigkeit und Unsicherheit wirkungsvoll zu begegnen. Die USA ver
stärkten gegen Ende des Jahrzehntes ihr Engagement in Kolumbien und sag
ten dem Land im Jahr 2000 Hilfsgelder in Höhe von US$ 1,3 Mrd. zu, mehr 
als irgendeinem anderen Land außerhalb des Mittleren Ostens. Kritiker mo
nierten am US-Engagement im Rahmen des Plan Colombia die starke Beto
nung der militärischen Komponente. Eine unabhängige Expertengruppe emp
fahl der US-Regierung den stärkeren Einsatz politischer und diplomatischer 
Ressourcen zur Unterstützung der Friedensbemühungen innerhalb Kolum
biens, eine sicherheitspolitische Unterstützung des Landes bei gleichzeitiger 
Wahrung von Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten, ein stärkeres Au
genmerk für die Bekämpfung der Drogennachfrage im eigenen Land, mehr 
Engagement außerhalb des engen sicherheitspolitischen Rahmens sowie eine 
größere Bereitschaft zur Beteiligung an multilateralen Kontliktlösungsansät
zen (Graham/Scowcroft et al. 2000). Die im April/Mai 200 1 von Präsident 
Bush gestartete Anden-Regionalinitiative trug solchen Kritiken insofern 
Rechnung, als sie für Kolumbien und seine Nachbarländer neben finanzieller 
Unterstützung zur Drogenbekämpfung auch Wirtschaftshilfen und Handels
präferenzen vorsah. Die vom Senat bewilligten US$ 7 18 Mio. sollten vor 
allem nach Kolumbien, Peru, Bolivien und Ekuador fließen und verteilten 
sich zu etwa gleichen Teilen auf sozio-ökonomische und sicherheitspolitische 
Hilfsprogramme. 
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Tabelle 1 :  Die Bedeutung Lateinamerikas a ls Handelspartner der USA 

Exporte 1 99 1  Exporte 1 999 Importe 199 1  Importe 1 999 

Mrd. Mrd. M rd. Mrd. 

US$ % US$ % US$ % US$ 

I nsgesamt 42 1 ,7 1 00,0 695,8 1 00,0 488,5 1 00,0 1 024,6 

EU 1 08,4 25,7 1 5 1 ,8 2 1 ,8 93,0 1 9,0 1 95,2 

Sonst. Westeuropa I 0J 2,4 1 4, 1  2,0 9,2 1 ,9 1 7,7 

Osteuropa 4,8 1 , 1  5,9 0,8 1 ,8 0,4 1 1 ,8 

Kanada 85,2 20,2 1 66,6 23,9 9 1 , 1  1 8,6 1 98,7 

Mex iko 33,3 7,9 86,9 1 2,5 3 1 , I  6,4 l 09,7 

Karibik 6,2 1 ,5 l0,3 1 ,5 5,3 1 , 1  8,3 

Zentra lamerika 4,3 1 ,0 l 0,2 1 ,5 3,2 0,7 1 1 ,4 

Südamerika 1 9,2 4,6 34, 1 4,9 22,8 4,7 38,7 

Argentin ien 2, 1 0,5 5,0 0,7 1 ,3 0,3 2,6 

Bras i l ien 6,2 1 ,5 1 3 ,2 1 ,9 6,7 1 ,4 1 1 ,3 

Ch i le 1 ,8 0,4 3,  1 0,4 1 .3 0,3 3,0 

Kolumbien 2.0 0,5 3,6 0,5 2,7 0,6 6,3 

Venezuela 4,7 1 , 1  5,4 0,8 8,2 1 ,7 I 1 ,3 

Lateinamerika 
insgesamt 63,0 1 4,9 1 4 1 ,5 20,3 62,4 1 2,8 1 68, 1 

Asien 1 30.6 3 1 .0 1 90,9 27,4 2 1 0,2 43,0 408,5 

/\ustral icn / 

Ozean icn 
9,8 2,3 1 4,2 2,0 5,3 L I  7,4 

Afrika 8.8 2, 1 9,9 1 ,4 1 4,0 2,9 1 7,0 

Quel Icn: www. i ta.doc.gov/td/industry/otea/usfth/aggregate/I - l99t06. txt und 
www. ita.doc.gov/td/industry/otea/usfth/aggregate/H99t07. txt 

1 38 

% 

1 00,0 

1 9, 1  

1 ,7 

1 ,2 

1 9,4 

l 0,7 

0,8 

1 , 1  

3,8 

0,3 

1 , 1  

0,3 

0,6 

1 , 1  

1 6,4 

39,9 

0,7 

1 ,7 



Tabelle 2 :  Ausländ ische Direktinvestitionen der USA 1 990, 1 994 und 

1 998 (in M rd. US$ und %) 

1 990 % 1 994 % 1 998 % 

Insgesamt 430,52 1 00.0 6 1 2,89 1 00,0 980,56 1 00,0 

Kanada 69.5 1 1 6, 1  74,22 1 2 . 1  1 03,90 1 0,6 

Europa 2 1 4,74 49,9 297, 1 3  48,5 489,54 49,9 

Lateinamerika und 

Karibik 7 1 ,40 1 6,6 1 16,48 1 9,0 1 96,66 20, 1 

Mexiko 1 0,3 1 2,4 1 6.97 2,8 25,88 2,6 

Südamerika 22,93 5,3 37,67 6, 1 73,29 7,5 

Argent in ien 2,53 0,6 5,69 0,9 1 1 ,49 1 ,2 

Bras i l ien 1 4,38 3,3 1 7,88 2,9 37,80 3,9 

Chi le 1 ,90 0,4 5,06 0,8 9, 1 3  0,9 

Zentralamerika 1 0, 1 1 2,3 1 3, 1 1 2 , 1  30,5 1 3, 1 

Panama 9,29 2,2 1 1 ,9 1 1 ,9 26,96 2,7 

Karib ik  28,06 6,5 48,72 7,9 66,98 6,8 

Bermuda 20, 1 7  4,7 28,35 4,6 4 1 ,08 : 4,2 

U . K. l s lands 5,92 1 ,4 7,86 1 ,3 1 5 , 7 1  1 ,6 

Afrika 3,65 0,8 5,76 0,9 1 3,49 1 ,4 

M ittlerer Osten 3,96 0.9 6,37 1 ,0 1 0,59 1 , 1  

Asien / Pazi fi k 64,72 1 5 ,0 1 08,53 1 7,7 1 6 1 ,80 1 6,5 

Quel le :  U .S . Census Bureau: Statistical Abstract of the Un i ted States, 2000. 

Lateinamerika als Handelspartner der USA 

Die Bedeutung Lateinamerikas als Handelspartner der USA und als Ziel für 
US-amerikanische Direktinvestitionen nahm im Laufe der 90er Jahre deutlich 
zu. Wie aus Tabelle I hervorgeht, stieg der Anteil Lateinamerikas an den US
Exporten zwischen 1991 und 1999 von 14,9 auf 20,3%. Der lateinamerikani
sche Anteil an den US-Importen erhöhte sich im gleichen Zeitraum von 1 2,8 
auf 16,4%. Bei den ausländischen Direktinvestitionen der USA stieg der auf 
Lateinamerika und die Karibik entfallende Anteil von 16,6% ( 1990) auf 
20, 1 % ( 1998) (Tabelle 2). Allerdings lag der Anteil Lateinamerikas am Au
ßenhandel der USA noch in den 50er Jahren bei 28-35%, bevor er bis Mitte 
der 70er Jahre auf 12-14% sank und dann lange Zeit stagnierte (Smith 2000: 
239). Durchschnittswerte verdecken zudem die Tatsache, dass in den 90er 
Jahren fast ausschließlich Mexiko seine Anteile am US-Außenhandel sub-
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stanziell steigern konnte. Bei den Exporten stieg der mexikanischen Anteil 
zwischen 1991 und 1999 von 7,9 auf 12,5%, bei den Importen von 6,4 auf 
I 0,7%. Auch die zentralamerikanischen Länder konnten ihren Anteil am US
Außenhandel im genannten Zeitraum leicht erhöhen, während die Anteile der 
Karibik und Südamerikas stagnierten oder sogar leicht zurückgingen. Brasi
lien beispielsweise gewann zwar als Markt für US-Produkte in den 90er Jah
ren etwas an Bedeutung, der Anteil von Importen aus Brasilien an den Ge
samtimporten der USA ging jedoch sogar zurück. 

Ein etwas anderes Bild ergab sich bei den Direktinvestitionen. Hier konn
ten vor allem Argentinien, Brasilien und Chile ihre Anteile erhöhen. Zur 
Relativierung ist allerdings auch hier hinzuzufügen, dass noch in den 50er 
Jahren ca. ein Drittel aller Auslandsinvestitionen der USA nach Lateinameri
ka floss (Smith 2000: 240). Unter strategischen Gesichtspunkten ist auch die 
Tatsache von Bedeutung, dass Ende der 90er Jahre etwa ein Drittel der Roh
ölimporte der USA aus Lateinamerika stammten. Vor allem Mexiko und 
Venezuela spielten dabei als Lieferanten eine zentrale Rolle. 

Im Juni 1990 verkündete der damalige US-Präsident George Bush (Seni
or) seine Enterprise .for the Americas-l nitiative, mit der er die Bildung einer 
Freihandelszone in der gesamten westlichen Hemisphäre (,,von Alaska bis 
Feuerland") vorschlug. Die Idee wurde zunächst nicht weiter verfolgt, aber 
nach Gründung des MERCOSUR (März 1991) und Inkrafttreten des NAFT A
Vertrages (Januar 1994) trafen sich im Dezember 1994 in Miami 34 Staats
und Regierungschefs aus ganz Amerika und vereinbarten die Gründung einer 
,,Freihandelszone der Amerikas" (Area de Libre Comercio de las Americas, 
ALCA) bis zum Jahr 2005. In den darauffolgenden Jahren entstanden neun 
Arbeitsgruppen, um über Themen wie Marktzugang, Investitionen, Wettbe
werbspolitik, Dienstleistungen, geistiges Eigentum, Subventionen und Anti
Dumping-Maßnahmen zu diskutieren. Während die USA ursprünglich einen 
Verhandlungsmodus nach dem Prinzip des early harvest angestrebt hatten 
(d.h. der Unterzeichnung von Teilabkommen unmittelbar nach der Einigung 
in einem Sachgebiet), mussten sie schließlich der Forderung der MERCO
SUR-Staaten nachgeben, die auf dem Prinzip des single undertaking beharr
ten, d.h. erst wenn in allen Streitpunkten Übereinstimmung erzielt wurde, 
kann ein Freihandelsabkommen unterzeichnet werden. Auf einem Minister
treffen in Belo Horizonte im Jahr 1997 einigte man sich darauf, dass subregi
onale Integrationskörperschaften wie der MERCOSUR und die Andenge
meinschaft auch nach Inkrafttreten eines Freihandelsabkommens weiter Be
stand haben sollen. Zudem rückten die USA von ihrer Forderung ab, dass alle 
Länder einzeln an dem Verhandlungsprozess teilnehmen müssten. Wiederum 
war es der MERCOSUR, der sich mit seiner Forderung nach einer Verhand
lungsführung als Gruppe durchsetzen konnte. Die ALCA-Verhandlungen 
verliefen in der zweiten Hälfte der 90er J ahre eher schleppend, nicht zuletzt 
deshalb, weil es Präsident Clinton nicht gelang, vom Kongress ein.fast track-
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Mandat zu erhalten. Auch auf dem dritten Amerika-Gipfel im kanadischen 
Quebec im April 200 1  machte der Verhand lungsprozess in der Sache keine 
großen Fortschritte. Zwar wurde ein erstes Dokument angenommen, es ent
hie lt aber mehr als Tausend Vorbehalte. Der von Chile unterstützte Vorschlag 
der USA, den Verhand lungsprozess zu beschleunigen und berei ts im Jahr 
2003 abzuschl ießen, setzte sich nicht durch. 

Die Regierung von Präsident George W. Bush erhob das Thema Freihan
del zu Beginn der Präsidentschaft zum zentralen Rahmen ihrer Strategie für 
die westliche Hemisphäre (Zoe l l ick 200 1  ). Trotz Freihandelsrhetorik machte 
sich in den USA in den 90er Jahren jedoch wachsender Protektionismus brei t. 
Nicht J,-ee Irade, sondern fair Irade forderten immer mehr Gewerkschaften, 
Unternehmen und Nichtregierungsorganisationen, die sich im pol itischen 
System der USA wirksam Gehör zu verschaffen verstanden. Auch wenn es 
Präsident Bush im Jahr 2002 gelang, vom Kongress weitreichende Kompe
tenzen für Freihandelsverhandlungen zu erhalten (früher fast track, jetzt Tra
de Promotion Authority), stehen noch schwierige Verhandlungen bevor. Vor 
allem Brasi l ien gi l t  es zu überzeugen. Aus der Sicht der Vereinigten Staaten 
war Brasilien mit seinen hohen Zöl len und Subventionen und wegen seiner 
Bemühungen, die MERCOSUR-Partner gemeinsam auf Linie zu halten, die 
größte Hürde auf dem Weg zu einem schnel len Vertragsabschluss. Brasilien 
seinersei ts hatte aus ökonomischen und pol itischen Gründen keine Eile mit 
dem ALCA-Projekt. Die mit Abstand größte, am stärksten industrialisierte 
und diversifizierte Volkswirtschaft Lateinamerikas könnte bei einer raschen 
Öffnung der Grenzen für die US-Konkurrenz mehr verlieren als irgendein 
anderes lateinamerikanisches Land. Brasilien wehrte sich insbesondere gegen 
überstürzte Zollsenkungen im Manufaktursektor und im Bereich der Hoch
technologie, da diese Industrien dadurch in ihrer Existenz gefährdet werden 
könnten. Brasilien ist weniger stark vom Außenhandel mit den USA abhängig 
als andere lateinamerikanische Länder und befindet sich auch deshalb in einer 
besseren Verhandlungsposition. Wichtigster Handelspartner ist die EU 
(27%), gefolgt von der NAFTA (26%), Südamerika (25%) und Asien (12%). 
Der MERCOSUR sei das Schicksal seines Landes, betonte der brasilianische 
Präsident Fernando Henrique Cardoso anlässlich des Gipfels in Quebec im 
April 2001. Die ALCA dagegen sei eine Option, aber keine Notwendigkeit. 
Brasi l ien sprach sich nicht gegen eine gesamtamerikanische Freihandelszone 
aus, aber es räumte bislang einer Vertiefung und Erweiterung des MERCO
SUR eindeutig Priorität ein. Von den Vereinigten Staaten forderte man einen 
verbesserten Marktzugang für eigene Produkte, was angesichts horrender 
„Anti-Dumping-Maßnahmen" der USA gegen brasilianische Exportprodukte 
wie Zucker, Zitrusfrüchte und Stahl verständ l ich war. In Brasilien wurde die 
ALCA als ein zum einseitigen Vorteil der USA konzipiertes Unterfangen 
wahrgenommen. Umwel targumente der USA deutete man als Bedrohung der 
brasilianischen Souveränität, Anti-Dumping-Politiken und Labour-Standards 
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galten als Vorwände für US-Protektionismus. Nur die Überwindung solcher 
Bedenken ließ substanzielle Verhandlungsergebnisse hinsichtlich des Themas 
ALCA erwarten (Barbosa 200 1 ). 

Die Lateinamerikapolitik der USA nach dem 
1 1 . September 2001 

Die Terrorangriffe des 1 1. September 200 1 markieren einen Wendepunkt in 
der Außenpolitik der Vereinigten Staaten von Amerika. Sie führten zu einer 
veränderten Wei tsicht der USA und damit auch zu einer neuen Grundlage für 
die internationale Einbindung des Landes. Der internationale Terrorismus gilt 
seit diesem Tag als wichtigste Bedrohung der nationalen Sicherheit der USA, 
der „Krieg gegen den Terrorismus" wurde zur absoluten Priorität der Außen
politik. Grundlegende Doktrinen, die die US-Außenpolitik während des Kal
ten Krieges bestimmt hatten und die in den 90er Jahren einer relativ unschar
fen internationalen Orientierung der USA Platz machten, wurden infolge der 
Terrorangriffe durch neue Grundsätze abgelöst. Seit dem 1 1. September 2001 
verfügen die USA wieder über ein eindeutiges außenpolitisches Feindbild: 
den internationalen Terrorismus. Damit erhielt nicht nur die Außenpolitik 
erneut jenen klaren Fokus, den sie seit dem Ende des Kalten Krieges nicht 
mehr hatte, auch der Einfluss der konservativen hardliner innerhalb der Re
gierung von Präsident George W. Bush nahm deutlich zu. Der Präsident 
selbst konnte seine Rolle bei der Gestaltung der Außenpolitik auf Kosten des 
Kongresses stärken (Rudolf2002). 

Die Unterschiede zwischen dem alten Feindbild Kommunismus/Sowjet
union und dem neuen Feindbild Terrorismus führten im Laufe des Jahres 
2002 zu einer Neuausrichtung der US-amerikanischen Militärstrategie. Wäh
rend der Kampf gegen den Kommunismus auf den Prinzipien Eindämmung 
(containment) und Abschreckung basierte, gelten diese Grundsätze gegenüber 
dem internationalen Terrorismus als überholt. Eindämmung im traditionellen 
Sinne gilt den US-Militärstrategen als irrelevant, da der internationale Terro
rismus nicht mit einem konkreten Territorium oder Nationalstaat in Verbin
dung gebracht werden kann. Auch das Prinzip der massiven Vergeltung er
weist sich aus dieser Perspektive gegenüber Selbstmordattentätern und ihren 
geheim und verstreut operierenden Organisationen als wirkungslos. Stattdes
sen setzt die neue Sicherheitsdoktrin der USA, die im Januar 2002 von Präsi
dent Bush in seiner Rede an die Nation erstmals angedeutet, im Juni bei einer 
Rede in der Militärakademie West Point weiter ausgefüh,t und im September 
offiziell verkündet wurde, unter anderem auf unilaterale und präventive mili
tärische Aktionen gegen terroristische Gruppen und feindliche Länder, die 
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aufgrund der Verfügung über biologische, chemische oder nukleare Waffen 
zu einer Bedrohung für die USA werden könnten.3 

Die Neuausrichtung der US-Politik hatte unmittelbare Konsequenzen für 
die Außenpolitik gegenüber Lateinamerika. Zum Teil erinnerte die Latein
amerikapolitik nach dem 1 1. September 2001 an die Haltung während des 
Kalten Krieges, denn einmal mehr wurde die Region zuallererst durch die 
sicherheitspolitische Brille betrachtet und nicht mehr wie noch in den 90er 
Jahren vorzugsweise aus der Perspektive marktwirtschaftlicher Reformpolitik 
und politischer Demokratisierung. Aufgrund der globalen Situation und ange
sichts der heutigen Verhältnisse in Lateinamerika ist jedoch nicht zu erwarten, 
dass die zukünftige Lateinamerikapolitik der USA zu einem einfachen Abbild 
der aus der Zeit des Kalten Krieges bekannten Strategie wird. Auch wenn die 
US-Regierungen die Bedrohung durch den Kommunismus während des Kal
ten Krieges für weitaus gravierender hielten als unabhängige Experten, so gab 
es doch in vielen lateinamerikanischen Ländern Sympathien für sozialistische 
und kommunistische Ideen sowie Bemühungen, Wirtschafts- und Militärhilfe 
durch die Sowjetunion zu erhalten. Demgegenüber stoßen islamisch-terroris
tische Ideen in Lateinamerika selbst bei ausgesprochenen Kritikern der USA 
und ihrer Lateinamerikapolitik auf keinen fruchtbaren Boden.4 

Nach den Terroranschlägen gegen die USA wurde in Lateinamerika auf
merksam beobachtet, ob sich die Vereinigten Staaten bei ihrer Suche nach 
Verbündeten im Kampf gegen den Terror auf mehr Multilateralismus einlas
sen würden. Immer wieder hatten sich die USA in der Vergangenheit schwer 
damit getan, zugunsten multilateraler Institutionen eine teilweise Einschrän
kung ihrer nationalen Souveränität zu akzeptieren. Eine derartige Einbindung 
betrachteten sie in der Regel nicht als Chance, sondern als nicht zu akzeptie
rende Einschränkung der eigenen Handlungsfreiheit. Die Lateinamerikapoli
tik der USA war traditionell dominiert von unilateralen Handlungsmustern -
viele lateinamerikanische Staaten mussten dies im Laufe des 19. und 20. 
Jahrhunderts wiederholt erfahren. Die Ansätze multilateraler Konfliktlö
sungsmechanismen in der westlichen Hemisphäre, vor allem der Interameri
kanische Beistandsvertrag (Rio-Pakt) und die OAS, litten bis in die 80er Jahre 
unter den Versuchen der USA, sie für ihre eigene Machtpolitik im Zuge des 
Kalten Krieges zu instrumentalisieren. In den 90er Jahren deutete sich unter 
Präsident Clinton eine größere Bereitschaft der Vereinigten Staaten zu multi
lateralen Handlungsformen an. Die OAS gewann eine Reihe neuer Mitglieder 
(Kanada und die Staaten der Karibik) und konnte ihre angeschlagene Reputa-

3 Siehe: The Wh itc I louse 2002. Tom ßarry wies darauf h in, dass die neue Sicherheitsdokt
rin nicht allein auf die terroristischen Angriffe des 1 1 . September 200 1 zurückzuführen 
war. Entsprechende Pläne wurden bereits 1 992 und 1 997 propagiert. Die Ereignisse des 1 1 . 
September boten dann eine Gelegenheit, sie umzusetzen (ßarry 2002: 3) .  

4 Zur Lateinamerikapol itik der USA nach dem 1 1 . September 200 1 siehe Kaufman Purcell 
2002: Kurtenbach 200 1 :  Sh i fter 200 1 .  
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tion durch die von ihr übernommenen Aufgaben im Rahmen diverser Wahl
beobachtungsmissionen verbessern. In anderen Bereichen, vor allem mit 
Blick auf die Haltung gegenüber Kuba sowie in Drogen- und Migrationsfra
gen, zeigten die USA allerdings auch in den 90er Jahren kaum Bereitschaft zu 
einer multilateralen Kooperation. Besonders deutlich wurde dies in Form der 
von vielen lateinamerikanischen Ländern als entwürdigend empfundenen 
,,Zertifizierung", mit der sich die Vereinigten Staaten Jahr für Jahr erlaubten, 
die performance der lateinamerikanischen Länder bei der Drogenbekämpfung 
zu beurteilen. Bei Nichtbestehen drohte die Aufnahme in eine schwarze Liste 
und damit der Verlust der US-amerikanischen Auslandshilfe. Nach den Ter
roranschlägen konnte sich der US-Kongress im Herbst 2001 dazu durchrin
gen, das Zertifizierungsverfahren bis auf weiteres auszusetzen. 

Der lnter-American Dialogue hatte der Regierung Bush bereits in seinem 
Ende 2000 veröffentlichten 11. Bericht ins Stammbuch geschrieben, dass eine 
fruchtbare Zusammenarbeit mit Lateinamerika regelmäßige Konsultationen 
und die Bereitschaft zu mehr multilateralem Handeln erfordere. In den ersten 
Monaten seiner Amtszeit erwies sich Präsident George W. Bush vor allem bei 
globalen Fragen jedoch nicht als Anhänger des Multilateralismus. Nach den 
Terroranschlägen des 11. September 2001 konstatierten Beobachter zunächst 
eine Änderung dieser Haltung. Anzeichen für eine größere Bereitschaft zum 
Multilateralismus sahen sie in der nach langjähriger Blockade erfolgten Be
willigung ausstehender UN-Beträge durch den US-Kongress und in den Be
mühungen der USA um internationale Koalitionen gegen den Terrorismus. 
Sowohl die OAS als auch der zuvor vielfach als überholt angesehene Rio
Pakt erfuhren nach den Terrorangriffen gegen die USA eine Neubewertung. 
Beide Institutionen versicherten den USA ihre Solidarität im Kampf gegen 
den Terrorismus (Kurtenbach 2001 ). Am 3. Juni 2002 verabschiedete die 
OAS auf Drängen der USA eine lnter-American Convention against Terro
rism, in der sich die Unterzeichnerländer zu einer stärkeren Zusammenarbeit 
im Bereich der Terrorismusbekämpfung bekannten.5 Selbst die erzkonservati
ve Heritage Foundation empfahl der Bush-Administration nach dem 11. 
September 2001 die Bildung einer hemisphärischen Koalition gegen das 
internationale Verbrechen. Die USA müssten ihren südlichen Nachbarn dabei 
behilflich sein, ihre Migrationskontrollen und polizeilichen Untersuchungs
methoden zu verbessern und ihre militärischen Geheimdienste zu professiona
lisieren. Notwendig sei darüber hinaus ein Ausbau der US-amerikanischen 
Geheimdienstkapazitäten in der Region, eine Forcierung der ALCA
Verhandlungen, die Unterstützung demokratischer Institutionen sowie die 
konsequente Isolierung von Staaten, die den Terrorismus unterstützen (John
son 2001b). 

5 Der Text der Konvention kann über die Homepage der OAS (www.oas.org) eingesehen 
werden. 
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In der Tat erfolgte nach den Terroranschlägen des 1 1. September ein wei
terer Ausbau der US-amerikanischen Militär- und Geheimdienstaktivitäten in 
Lateinamerika. Dies sollte allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
militärische Präsenz der USA in Lateinamerika bereits unter Präsident Clin
ton in den 90er Jahren massiv ausgebaut wurde, auch wenn Clinton in seinen 
öffentlichen Erklärungen vor allem die Förderung von Demokratie und 
Marktwirtschaft betonte. Während die Wirtschaftshilfe der USA für Latein
amerika in den 90er Jahren massiv zurückging, überstieg die Militärhilfe mit 
ca. US$ 900 Mio. bereits im Jahr 2000 erstmals seit der „Allianz für den 
Fortschritt" wieder die Wirtschaftshilfe (ca. US$ 800 Mio.). Auch die Anzahl 
des in Lateinamerika tätigen US-Militär- und Sicherheitspersonals nahm 
deutlich zu (lsacson 2001 ). Die Entscheidung der USA, den „Krieg gegen die 
Drogen" in erster Linie mit militärischen Mitteln auszutragen, ließ die militä
rischen Trainings-, Ausbildungs- und Ausrüstungsmaßnahmen auf ein niemals 
zuvor bekanntes Ausmaß anwachsen. Hier konnte der „Krieg gegen den Ter
rorismus" nahtlos anknüpfen. 

Nicht alle Länder Lateinamerikas waren von der veränderten Situation 
nach den Attentaten des 1 1. September gleichermaßen betroffen. Verände
rungen ergaben sich zunächst in erster Linie für Mexiko, Kolumbien, Vene
zuela und für Kuba. Noch während des Präsidentschaftswahlkampfes von 
1999 hatte der spätere Präsident Bush erklärt, die Beziehungen mit Mexiko 
würden für die USA in Zukunft den gleichen Stellenwert einnehmen wie die 
zu Kanada und Großbritannien. Als Präsident führte George W. Bush seine 
erste Auslandsreise nach Mexiko. Umgekehrt absolvierte auch der neuge
wählte mexikanische Präsident Fox seinen ersten Staatsbesuch in den USA. 
Der damalige Außenminister Castaf'ieda setzte sich für eine Vertiefung der 
bilateralen Beziehungen ein und bemühte sich um ein Migrationsabkommen, 
durch das eine Ausweitung der Gastarbeiter-Programme mit zeitlich befriste
ten Visa erreicht und der Status von Millionen von Mexikanern geregelt wer
den sollte, die ohne Papiere in den USA leben. Nach dem 1 1. September war 
von einer Liberalisierung der Grenzkontrollen zunächst keine Rede mehr. 
Vielmehr verschärften die USA infolge der terroristischen Bedrohung die 
Grenzkontrollen und postierten fast 1.000 zusätzliche Nationalgardisten an 
ihrer Südgrenze. Die Maßnahmen führten zu erheblichen Verzögerungen bei 
der Abfertigung von Menschen und Gütern und wurden zu einer erheblichen 
Belastung für den beiderseitigen Handel. Zudem litt Mexiko, das ca. 90% 
seines Handels mit den USA abwickelt, ganz besonders unter den rezessiven 
Auswirkungen der Attentate auf die US-Wirtschaft. Nicht zuletzt das lahmende 
Tourismusgeschäft und die sinkenden remesas der in den USA lebenden Mexi
kaner wirkten sich negativ auf die wirtschaftliche Entwicklung Mexikos aus. 

Im März 2002 unterzeichneten die Präsidenten Bush und Fox dann ein 
Abkommen, mit dem versucht werden sollte, die konkurrierenden Ziele von 
höheren Sicherheitsstandards einerseits und einer größeren Effizienz der 
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Grenzkontrollen andererseits miteinander zu versöhnen. Erreicht werden soll 
dies durch einen verbesserten Austausch von geheimdienstlichen und polizei
lichen Informationen und durch eine Modernisierung der Grenzinfrastruktur. 
Dazu gehört die Einführung maschinenlesbarer Personalausweise für regel
mäßige Grenzgänger, von Röntgengeräten zur schnelleren Kontrolle von 
LKW-Frachten und von Schnelltrassen für bereits in Mexiko kontrollierte 
LKWs (Treat 2002). Die Unterzeichnung eines neuen Einwanderungsab
kommens stand zwar einstweilen nicht bevor, aber die Gespräche darüber 
wurden wieder aufgenommen. Überhaupt sorgen Mexikos geographische 
Nähe zu den USA, die Mitgliedschaft in der NAFTA und die Existenz einer 
großen - und weiter wachsenden - mexikanischstämmigen Bevölkerungs
gruppe in den USA dafür, dass sich die bilaterale Zusammenarbeit zwischen 
beiden Ländern trotz des „Krieges gegen den Terrorismus" auch in Zukunft 
nicht ausschließlich auf sicherheitspolitische Aspekte reduzieren dürfte. Die 
Themen der bilateralen Agenda - von Einwanderungs- und Grenzfragen über 
die Korruptionsbekämpfung bis hin zur Drogenbekämpfung - sind auch für 
die USA von zu großer Bedeutung, um Mexiko angesichts der neuen interna
tionalen Situation keine angemessene Beachtung mehr zu schenken. 

Die Politik der USA gegenüber Kolumbien änderte sich nach den Terror
anschlägen des 1 1. September insofern, als es zuvor - zumindest formal -
keine Unterstützung für die Aufstandsbekämpfungsmaßnahmen der kolumbi
anischen Regierung gab, da dies offiziell als innerkolumbianisches Problem 
galt. Nach den Terroranschlägen nahm die US-Regierung die beiden wich
tigsten kolumbianischen Guerilla-Organisationen, die FARC (Fuerzas Arma
das Revo/ucionarias de Colombia) und die ELN (Ejercito de Liberaci6n 
Naciona[), sowie die Dachorganisation der paramilitärischen Kräfte, AUC 
(Autodefensas Unidas de Colombia), in die Liste der weltweit gefährlichsten 
Terrororganisationen auf. Die Trennungslinie zwischen Drogenbekämpfung 
und Aufstandsbekämpfung verschwand, und im Juli 2002 hob auch der US
Kongress entsprechende Einschränkungen auf. Nach dem Scheitern des Frie
densprozesses unter Präsident Pastrana und der Wahl des hardliners Alvaro 
Uribe zum neuen kolumbianischen Präsidenten im Mai 2002 verstärkte sich 
die Zusammenarbeit zwischen den US-Streitkräften und dem kolumbiani
schen Militär weiter. Unter anderem sicherten die USA Kolumbien die Liefe
rung von zehn Kampfhubschraubern zur Aufstandsbekämpfung und die Aus
bildung von ca. 4.000 Soldaten durch US-Spezialisten zu. Dabei geht es nicht 
zuletzt um den Schutz von Ölpipelines vor Angriffen durch die Guerilla (The 
New York Times, 4.10.2002). Insgesamt ist aufgrund der veränderten Situati
on nach dem 1 1. September für die kommenden Jahre mit einer weiteren 
Verstärkung des direkten US-Engagements in Kolumbien zu rechnen. 

Gegenüber der venezolanischen Regierung von Hugo Chavez schlug die 
US-Regierung nach dem 1 1. September 2001 eine härtere Gangart ein. 
Chavez hatte die USA bereits zuvor mehrfach herausgefordert. Seine anti-
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kapitali stischen Tiraden, sein demonstrativ gutes Verhältn is zum kubanischen 
Staatschef Fidel Castro und die Unterstützung Kubas durch die Lieferung von 
billigem venezolan ischem Öl, seine Staatsbesuche in Libyen und im Irak, 
seine Weigerung, US-Flugzeugen die Erlaubn is zu erte ilen, venezolanisches 
Territorium im Zusammenhang mit der Drogenbekämpfung zu überfliegen, 
und seine Bemühungen, die Organisation Erdöl Exportierender Länder (O
PEC) von höheren Förderquoten und damit einer Senkung der Ölpreise abzu
bringen, wurden in den USA mit wachsendem Missfallen registriert. Trotz
dem hatten sich die USA, für die Venezuela aufgrund seiner Ölreserven von 
großer ökonomischer und strategischer Bedeutung ist, in den ersten Amtsjah
ren von Chavez darum bemüht, diesen mehr an seinen - n icht ganz so radika
len - Taten als an seinen Worten zu messen. Nach dem 1 1. September änder
te sich dies zumindest teilweise. Stärker als zuvor äußerten Mitglieder der 
US-Regierung jetzt offene Kritik am undemokratischen Verhalten des vene
zolan ischen Präsidenten. Zwar stritt die USA jede Verwicklung in den fehlge
schlagenen Putschversuch gegen Chavez im April 2002 ab, sie signalisierte 
jedoch gleichze itig, dass sie eine m i t  demokratischen Mitteln herbeigeführte 
Ablösung von Chavez sehr begrüßen würde. 

Für die Kuba-Politik der USA bedeuteten die Ereign isse des 1 1. Septem
ber 2001, dass alle Mutmaßungen über eine mögliche weitere Lockerung der 
Embargo-Politik verstummten. Vor den Terrorangriffen hatten sich US
Unternehmer vermehrt für eine Aufhebung des Embargos eingesetzt, und 
auch die öffentliche Meinung in den Verein igten Staaten zeigte sich aufge
schlossener gegenüber e inem derartigen Schritt. Präs ident Bush selbst hatte 
sich allerdings bereits im Wahlkampf für eine Aufrechterhaltung des Embar
gos ausgesprochen und zu Beginn seiner Amtszeit sogar eine Verschärfung 
ins Auge gefasst. Zudem besetzte er e in ige wichtige außenpolitische Posten 
mit  Vertretern der Cuban Americans, deren Stimmen ihm den überaus wich
tigen Wahlsieg in Florida gesichert hatten. Im Mai 2002 kündigte Bush eine 
„neue" Kubapol itik an, die jedoch im Wesentlichen eine Fortsetzung der 
bisherigen Linie bedeutete. Er stellte ein Ende der Handels- und Reisebe
schränkungen in Aussicht, wenn die 2003 in Kuba anstehenden Wahlen frei, 
geheim und fair seien und marktwirtschaftliche Reformen durchgeführt wür
den.  Da zumindest zu Lebzeiten Fidel Castros nicht mit derartigen Entwick
lungen zu rechnen ist, scheint eine teilweise oder gar vollständige Aufhebung 
des US-Embargos gegen Kuba angesichts der gegenwärtigen internationalen 
Situation sehr unwahrscheinlich. 
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Schlussbemerkungen 

Blickt man aus heutiger Perspektive auf jene Prognosen zurück, die zu Be
ginn der 90er Jahre im Hinblick auf die zukünftigen Beziehungen zwischen 
den USA und Lateinamerika aufgestell t  wurden, so zeigt sich, dass weder die 
Optimisten, die sich nach dem Ende der bipolaren Weltordnung das rasche 
Zusammenwachsen des Kontinents zu einer hemisphärischen Gemeinschaft -
einher gehend mit ständig zunehmender politischer und wirtschaftlicher Ü
bereinstimmung - erhofften, noch die Pessimisten, die entweder einen wach
senden und ungebremsten Interventionismus der USA oder, ganz im Gegen
teil, deren zunehmendes Desinteresse an den Nachbarn im Süden befürchte
ten, eindeutig Recht behalten haben. In der ersten Hälfte der 90er Jahre ent
wickelten sich die Beziehungen innerhalb der westlichen Hemisphäre so ko
operativ wie kaum jemals zuvor. Bereits in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts 
trübten jedoch zunehmende wirtschaftliche Krisensymptome, politische 
Rückschläge sowie wachsende Zweifel der Lateinamerikaner an der Vorge
hensweise Washingtons in Handels-, Migrations- und Drogenangelegenheiten 
die Harmonie. ,,Der Honeymoon geht zu Ende", schrieb Peter Hakim, Präsi
dent des lnter-American Dialogue, zu Beginn des Jahres 200 I (Hakim 200 I ). 

Es bleibt festzuhalten, dass sich die Beziehungen zwischen den USA und 
Lateinamerika trotz aller in den 90er Jahren zu beobachtenden Harmonie 
manchmal auf dünnem Eis bewegen. Die nach wie vor existierenden gravie
renden Asymmetrien innerhalb der Hemisphäre hinsichtlich politischer, öko
nomischer und militärischer Machtpotenziale erschweren eine konstruktive 
Zusammenarbeit genauso wie der US-amerikanische Hang zum Unilateralis
mus und die Schwierigkeiten der lateinamerikanischen Länder „mit einer 
Stimme" zu sprechen. Wie dünn der We11ekonsens ist und wie schnell unter 
einer freundschaftlichen Oberfläche in Lateinamerika wieder anti
amerikanische Gefühle aufbrechen können, haben auch die Reaktionen auf 
die Terroranschläge des 11. September in vielen lateinamerikanischen Gesell
schaften gezeigt (Kurtenbach 200 I ). 

Die Terrorangriffe in New York und Washington am I 1. September 200 I 
machten mehr als ein Jahrzehnt nach dem Ende des Kalten Krieges erneut die 
Sicherheitspolitik zum zentralen Aspekt der US-Außen- und Lateinamerika
politik. Aber Lateinamerika sei schließlich kein Ho11 anti-amerikanischer 
terroristischer Aktivitäten, sondern eine fast ausschließlich von demokrati
schen und an guten Beziehungen zu den USA interessierten Regierungen 
beherrschte Region, schrieb Susan Kaufman Purcell im September 2002. Der 
Kampf gegen den Terrorismus sei daher in der westlichen Hemisphäre durch
aus kompatibel mit einer Stärkung von Demokratie, Marktwi11schaft, Frei
handel und politischer Zusammenarbeit (Kaufman Purcell 2002: l 7f.). Es 
bleibt zu hoffen, dass sie Recht behält. 
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